[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Anstellung von Betreuungspersonal durch die Mandatsträger/innen
Sachverhalt

Mein Klient ist pflege- und aufsichtsbedürftig, hat aber die nötigen finanziellen Mittel, um weiterhin in seiner eigenen Haushaltung zu bleiben. Benötige ich nun für die Anstellung von Personal die Zustimmung der VB gem. Art. 421 ZGB (evt. Pkt. 5)? 
Ist die Zustimmung für eine Kündigung von Personal ebenfalls notwendig? 

Erwägungen

1. Die Frage scheint mir davon abhängig zu sein, um welchen Massnahmentyp es sich handelt. Handelt es sich um eine Beistandschaft oder Vormundschaft, so kann die mandatführende Person nur im Rahmen der gewöhnlichen Verwaltung selbständig handeln (Art. 419 Abs. 1 ZGB). Was darüber hinaus geht, bedarf der Zustimmung der betreuten Person (falls sie volljährig und urteilsfähig ist) oder der Vormundschaftsbehörde (Art. 419 Abs. 2 ZGB). Mit der Anstellung von Betreuungspersonen nimmt die vertretene Person die Stellung eines Arbeitnehmers ein. Diesen Schritt würde ich nicht mehr als gewöhnliche Verwaltungshandlung bezeichnen. Allerdings ist zuzugestehen, dass sich das Gesetz diesbezüglich unklar ausdrückt beziehungsweise ausschweigt. Es lässt sich aus meiner Sicht aber aufgrund der  durch Art. 419 Abs. 2 ZGB eher beschränkten Handlungskompetenzen von Beistand/Beiständin die Annahme rechtfertigen, die Vormundschaftsbehörde habe in Ihrem Fall ihre Zustimmung zu erteilen, falls Sie Beiständin sind, umso mehr als Art. 418 ZGB vorsieht, dass der Beistand Anweisungen der Vormundschaftsbehörde zu beobachten habe, wenn ihm die Besorgung einzelner Angelegenheiten übertragen worden sei.

2. Gemäss Art. 406 ZGB erstreckt sich die Fürsorge des Vormundes auf den Schutz und Beistand in allen persönlichen Angelegenheiten der betreuten Person. Eingeschränkt wird diese Handlungskompetenz durch ausdrückliche Gesetzesvorschrift vor allem in finanziellen Angelegenheiten (insbesondere Art. 399-401, 404, 421 und 422 ZGB). Die umfassendere Handlungskompetenz des Vormundes lässt es meines Erachtens zu, Verträge über die Anstellung von Betreuungspersonal dem Vormund/der Vormundin allein zu überlassen, auch wenn es ihm/ihr nicht verwehrt sein soll, unter Inanspruchnahme der allgemeinen Aufsichtspflicht der Vormundschaftsbehörde heikle Entscheidungen der VB zur zustimmenden Kenntnisnahme zu unterbreiten. Zwingend erforderlich erscheint es mir aber nicht. Dementsprechend bedarf es auch keiner Zustimmung der VB, wenn Sie in Vertretung der betreuten Person Personal entlassen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar, Schernelz, 2514 Ligerz 
8. April 2005
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